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zur ordentlichen 
Hauptversammlung

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am

Freitag, den 8. Juni 2018, 10:00 Uhr,
im Rocket Tower, Charlottenstraße 4, 10969 Berlin,

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung der 
Rocket Internet SE (die „Gesellschaft“) ein.

Rocket Internet SE Berlin

Wertpapier-Kenn-Nummer (WKN): A12UKK

ISIN: DE000A12UKK6



I. Tagesordnung

1.   Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2017
und des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2017, des
zusammengefassten Lageberichts für die Gesellschaft und den Kon-
zern für das Geschäftsjahr 2017, des Berichts des Aufsichtsrats für das
Geschäftsjahr 2017, des erläuternden Berichts des Vorstands zu den
Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB sowie des nichtfinan-
ziellen Konzernberichts gemäß § 315b Abs. 3 HGB 

Die genannten Unterlagen sind auf der Internetseite der Gesell-

schaft unter www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting

zu gäng lich und liegen in den Geschäftsräumen der Gesellschaft (Char-

lottenstraße 4, 10969 Berlin, Empfang Erdgeschoss) zur Einsicht der

Aktionäre aus. Sie werden den Aktionären auf Anfrage auch per E-Mail

zugesandt. Ferner werden die genannten Unterlagen in der Hauptver-

sammlung zugänglich sein und näher erläutert werden.

Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen ist zu diesem Tagesordnungs-

punkt 1 keine Beschlussfassung der Hauptversammlung vorgesehen, da

der Aufsichtsrat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss für das

Geschäftsjahr 2017 und den Konzernabschluss für das Geschäftsjahr

2017 bereits gebilligt hat und der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr

2017 damit gemäß § 172 AktG*  festgestellt ist. Eine Feststellung des

Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 2017 oder eine Billigung des

Konzernabschlusses für das Geschäftsjahr 2017 durch die Haupt -

versammlung gemäß § 173 AktG ist daher nicht erforderlich. Für die

übrigen Unterlagen, die unter diesem Tagesordnungspunkt 1 genannt

werden, sieht das Gesetz generell lediglich eine Information der Aktio-

näre, aber keine Beschlussfassung durch die Hauptversammlung vor.
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*  Die Vorschriften des deutschen Aktiengesetzes finden auf die Gesellschaft gemäß Art. 9

Abs. 1 lit. c) ii), Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober

2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (nachfolgend auch: SE-VO)

Anwendung, soweit sich aus speziellen Vorschriften der SE-VO nichts anderes ergibt.

2.     Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn zum 31. De -

zem ber 2017 in Höhe von EUR 38.357.093,16 vollständig auf neue Rech-

nung vorzutragen. 

3.    Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands
für das Geschäftsjahr 2017
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2017

amtierenden Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung

zu erteilen.

4.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichts -
rats für das Geschäftsjahr 2017
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2017

amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Ent -

lastung zu erteilen. 

5.    Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und des
Konzernabschlussprüfers sowie des Prüfers für eine etwaige prüferi-
sche Durchsicht des verkürzten Abschlusses und des Zwischenlage -
berichts sowie für eine etwaige prüferische Durchsicht zusätzlicher
unterjähriger Finanzinformationen
Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor,

die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Nieder -

lassung Berlin, 

a) zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäfts-

jahr 2018;
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b) für den Fall einer prüferischen Durchsicht des verkürzten Abschlus-

ses und des Zwischenlageberichts für das erste Halbjahr des Ge -

schäftsjahrs 2018 zum Prüfer für eine solche prüferische Durchsicht;

sowie

c) für den Fall einer Erstellung und prüferischen Durchsicht zusätzlicher

unter jähriger Finanzinformationen für das dritte Quartal des Ge -

schäftsjahrs 2018 und/oder für das erste Quartal des Geschäfts -

jahrs 2019 zum Prüfer für eine solche prüferische Durchsicht

zu bestellen.

6.    Beschlussfassung über die Änderung von § 10 Abs. 1 der Satzung der
Gesellschaft (Zusammensetzung des Aufsichtsrats)
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht gemäß Art. 40 Abs. 2, Abs. 3

SE-VO, § 17 SE-Ausführungsgesetz (SEAG) in Verbindung mit § 10 Abs. 1

der Satzung der Gesellschaft aus acht Mitgliedern. Der Aufsichtsrat der

Gesellschaft ist nicht mitbestimmt. 

Aus Kosten- und Effizienzgründen erscheint ein mit vier Mitgliedern

besetzter Aufsichtsrat ausreichend. Daher soll der Aufsichtsrat der

Gesellschaft von derzeit acht auf zukünftig vier Mitglieder verkleinert

werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu

fassen: 

§ 10 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft wird geändert und lautet künf-

tig wie folgt:

„(1)    Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern.“

7.   Beschlussfassung über die Wahlen von Mitgliedern des Aufsichtsrats
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich derzeit gemäß Art. 40 Abs. 2,

Abs. 3 SE-VO, § 17 SE-Ausführungsgesetz (SEAG) in Verbindung mit § 10

Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft aus acht von der Hauptversamm-

lung zu wählenden Mitgliedern zusammen. Die Amtszeiten aller Mitglie-
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der des Aufsichtsrats, d. h. der Herren Prof. Dr. Marcus Englert, Prof. Dr.

h.c. Roland Berger, Stefan Krause, Norbert Lang, Pierre Louette, Prof. Dr.

Joachim Schindler, Daniel Shinar und Christopher H. Young, enden mit

Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung am 8. Juni 2018. 

Im Hinblick auf die unter Tagesordnungspunkt 6 zu beschließende Ver-

kleinerung des Aufsichtsrats auf vier von der Hauptversammlung zu wäh-

lende Mitglieder, sollen nur vier Personen in den Aufsichtsrat gewählt

werden.

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Nominierungsausschus-

ses vor, folgende Mitglieder des Aufsichtsrats erneut in den Aufsichtsrat

zu wählen:

a) Herrn Prof. Dr. Marcus Englert, Geschäftsführer der Texas Atlantic

Capital GmbH, München, wohnhaft in München,

b) Herrn Norbert Lang, selbständiger Unternehmensberater, wohnhaft

in Waldbrunn/Lahr,

c) Herrn Pierre Louette, Vorstandsvorsitzender der Les Echos Le 

Parisien Group, LVMH, wohnhaft in Saint-Cloud, Frankreich,

d) Herrn Prof. Dr. Joachim Schindler, selbständiger Wirtschaftsprüfer

und Steuer berater, wohnhaft in Berlin.

Die Bestellung erfolgt jeweils mit Wirkung ab Beendigung der Hauptver-

sammlung am 8. Juni 2018 und bis zur Beendigung der Hauptversamm-

lung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr

2018 beschließt. 

Es ist beabsichtigt, die Wahl der neuen Mitglieder des Aufsichtsrats

jeweils als Einzelwahl durchzuführen. Gemäß Ziff. 5.4.3 Satz 3 des Deut-

schen Corporate Governance Kodex (DCGK) wird darauf hingewiesen,

dass Herr Prof. Dr. Marcus Englert im Falle seiner Wiederwahl als Kan-

didat für den Aufsichtsratsvorsitz vorgeschlagen werden soll.
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Weitere Angaben zu den vorgeschlagenen Mitgliedern des Aufsichts -

rats sind in den nachstehenden Angaben zu Tagesordnungspunkt 7 in

Abschnitt II.1. auf geführt.

8.     Beschlussfassung über die Änderung von § 15 Abs. 1 der Satzung der
Gesellschaft (Vergütung)
Gemäß § 15 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft erhalten die Mitglieder 

des Aufsichtsrats jeweils EUR 25.000,00, der Vorsitzende des Aufsichts -

rats er hält EUR 75.000,00 und der Vorsitzende des Prüfungsausschusses

erhält EUR 50.000,00 als feste jährliche Vergütung.

Ausschüsse sollen in Zukunft aufgrund der Verringerung der Anzahl der

Aufsichtsratsmitglieder nicht mehr gebildet werden. Künftig soll die Ver-

gütung der Aufsichtsratsmitglieder und des Vorsitzenden des Aufsichts-

rats erhöht werden. Der Stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende soll

eine zusätzliche Vergütung erhalten.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu

fassen: 

§ 15 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft wird geändert und lautet künf-

tig wie folgt:

„(1)   Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten jeweils eine feste jährli-

che Ver gütung von EUR 50.000,00 (in Worten: Euro fünfzigtausend).

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält eine feste jährliche 

Vergütung von EUR 125.000,00 (in Worten: Euro einhundertfünfund-

zwanzigtausend). Der Stellvertretende Vorsitzende des Aufsichts-

rats erhält eine feste jährliche Vergütung von EUR 75.000,00 (in

Worten: Euro fünfundsiebzigtausend).“
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9.     Beschlussfassung über die Zustimmung zum Abschluss von Ergebnis -
ab führungsverträgen zwischen der Gesellschaft und der GFC Global
Founders Capital GmbH sowie zwischen der Gesellschaft und der
Bambino 106. V V UG (haftungsbeschränkt) und zwischen der Gesell-
schaft und der Atrium 122. Europäische VV SE

a) Ergebnisabführungsvertrag zwischen der Gesellschaft und der
GFC Global Founders Capital GmbH

Die Gesellschaft und die GFC Global Founders Capital GmbH 

(Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, AG Berlin Charlottenburg, HRB

186074 B) (nach stehend „GFC“), deren alleinige Gesellschafterin 

die Gesellschaft ist, haben am 19. April 2018 einen Ergebnisabfüh-

rungsvertrag abgeschlossen. Der Ergebnisabführungsvertrag soll die

Errichtung einer körperschaft- und gewerbesteuerlichen Organschaft

zwischen der Gesellschaft und der GFC ermöglichen. Der Ergebnis-

abführungsvertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit der Zustimmung

der Hauptversammlung der Gesellschaft sowie der Zustimmung der

Gesellschafterversammlung der GFC. Die Gesellschafterversamm-

lung der GFC hat dem Ergebnisabführungsvertrag am 24. April 2018

ihre Zustimmung erteilt. Der Ergebnisabführungsvertrag steht unter

der aufschiebenden Bedingung der Zustimmung der Hauptver-

sammlung der Gesellschaft.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, dem Ergebnisabfüh-

rungsvertrag zwischen der Gesellschaft und der GFC zuzustimmen. 
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Der Ergebnisabführungsvertrag hat folgenden Wortlaut: 

- - -

ERGEBNISABFÜHRUNGSVERTRAG

zwischen

der Rocket Internet SE mit dem Sitz in Berlin, eingetragen im Handels -

register des Amtsgerichts Berlin (Charlottenburg) unter HRB 165662 B

– nachfolgend „Obergesellschaft“ –

und

Der GFC Global Founders Capital GmbH mit dem Sitz in Berlin, einge-

tragen im Handelsregister des Amtsgerichts Berlin (Charlottenburg)

unter HRB 186074 B

– nachfolgend „Untergesellschaft“ –

– die Obergesellschaft und die Untergesellschaft 

nachfolgend zusammen „Parteien“ –

Präambel

Die Obergesellschaft ist die alleinige Gesellschafterin der Untergesell-

schaft. Die Parteien beabsichtigten, die Untergesellschaft ihren gesam-

ten Gewinn an die Obergesellschaft abführt und die Obergesellschaft

jeden während der Dauer dieses Ergebnisabführungsvertrags (nachfol-

gend „Vertrag“) entstehenden Jahresfehlbetrag der Untergesellschaft

ausgleicht.
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Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien, was folgt:

§ 1
Gewinnabführung

1.1   Die Untergesellschaft verpflichtet sich hiermit entsprechend den

Vorschriften des § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung,

ihren ganzen Gewinn an die Obergesellschaft abzuführen. 

Der abzuführende Gewinn darf den sich aus § 301 AktG in seiner

jeweils geltenden Fassung ergebenden Betrag nicht über -

schreiten.

1.2   Die Untergesellschaft kann mit Zustimmung der Obergesellschaft

Beträge in andere Gewinnrücklagen gemäß § 272 Abs. 3 Satz 2

Alt. 2 HGB einstellen, sofern dies handelsrechtlich zulässig und bei

vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet

ist.

1.3   Während der Dauer dieses Vertrags gebildete andere Gewinn-

rücklagen sind auf Verlangen der Obergesellschaft aufzulösen

oder als Gewinn abzuführen. Sonstige Gewinnrücklagen sowie

Kapitalrücklagen nach § 272 Abs. 2 HGB, auch soweit sie während

der Dauer des Vertrages gebildet wurden, oder vorvertraglichen

Gewinnvorträge können nicht als Gewinn abgeführt oder zum Aus-

gleich eines Jahresfehlbetrages verwendet werden.

1.4   Der Anspruch auf Gewinnabführung wird mit Ablauf des letzten

Tages eines jeden Geschäftsjahres der Untergesellschaft fällig.
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§ 2
Verlustübernahme

Für die Verlustübernahme gelten die Vorschriften des § 302 AktG in sei-

ner jeweils gültigen Fassung entsprechend. § 1 Abs. 4 dieses Vertrages

gilt für den Anspruch der Untergesellschaft auf Verlustübernahme ent-

sprechend.

§ 3
Abschlagszahlungen

3.1   Die Obergesellschaft kann unterjährig Abschlagszahlungen auf

den voraussichtlich abzuführenden Gewinn verlangen, soweit dies

rechtlich zulässig ist und bei vernünftiger kaufmännischer Beurtei-

lung die Liquidität der Unter gesellschaft solche Abschlagszahlun-

gen zulässt.

3.2   Die Untergesellschaft kann unterjährig Abschlagszahlungen auf

den voraussichtlich auszugleichenden Verlust verlangen, soweit

dies rechtlich zulässig ist und sie bei vernünftiger kaufmännischer

Beurteilung solche Abschlags zahlungen mit Rücksicht auf ihre

Liquidität benötigt.

3.3   Abschlagszahlungen gemäß vorstehenden Absätzen 1 und 2 sind

unverzinslich. Auf den am Ende eines Geschäftsjahres abzuführen-

den Gewinn oder den auszugleichenden Verlust sind unterjährig

geleistete Abschlagszahlungen anzurechnen. Etwaige Überzahlun-

gen seitens der Untergesellschaft stellen Darlehen der Untergesell-

schaft an die Obergesellschaft dar; etwaige Überzahlungen der

Obergesellschaft sind zu erstatten. Alle weiteren Regelungen die-

ses Vertrags bleiben davon unberührt.
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§ 4
Informationsrecht

Die Obergesellschaft ist jederzeit berechtigt, Bücher und sonstige

Geschäfts unterlagen der Untergesellschaft einzusehen. Die Geschäfts-

führung der Untergesellschaft ist verpflichtet, der Obergesellschaft

jederzeit alle von ihr gewünschten Auskünfte über die Angelegenheiten

der Untergesellschaft zu erteilen.

§ 5
Wirksamwerden und Vertragsdauer

5.1   Dieser Vertrag bedarf der Genehmigung der Gesellschafterver-

sammlungen der Obergesellschaft sowie der Untergesellschaft. Er

wird wirksam mit der Eintragung in das Handelsregister der Unter-

gesellschaft. Der Vertrag gilt erstmals für das Geschäftsjahr der

Untergesellschaft, in dem dieser Vertrag in das Handelsregister

eingetragen wird.

5.2   Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er ist für den

Zeitraum von fünf Kalenderjahren ab dem Beginn des Geschäfts-

jahres der Untergesellschaft, in dem dieser Vertrag in das Han-

delsregister eingetragen wurde, fest abgeschlossen („Feste
Mindestlaufzeit“). Während der Festen Mindestlaufzeit ist die

ordentliche Kündigung des Vertrags ausgeschlossen. Nach Ablauf

der Festen Mindestlaufzeit, das heißt erstmals zum Ende des

Geschäftsjahres der Untergesellschaft, das an oder nach dem

Tag, an dem die Feste Mindestlaufzeit abläuft, endet, kann der

Vertrag von beiden Parteien mit einer Frist von sechs Monaten zum

Ende eines Geschäftsjahres der Untergesellschaft gekündigt wer-

den.
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5.3   Das Recht zur Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne

Ein haltung einer Kündigungsfrist bleibt unberührt. Als wichtiger

Grund kann im Einzelfall insbesondere angesehen werden:

(a)  eine Veräußerung von sämtlichen Geschäftsanteilen an der

Untergesellschaft oder eine Veräußerung von Geschäftsantei-

len, die zur Folge hat, dass die Voraussetzung der finanziellen

Eingliederung der Untergesellschaft in die Obergesellschaft

gemäß Steuerrecht nicht mehr vorliegen,

(b)  eine Einbringung der Geschäftsanteile an der Untergesell-

schaft durch die Obergesellschaft oder

(c)  eine Umwandlung, Spaltung, Verschmelzung oder Liquidation

der Obergesellschaft oder der Untergesellschaft.

Im Falle der Kündigung aus wichtigem Grund ist die Verpflichtung

zur Gewinnabführung bzw. zum Verlustausgleich für das im Zeit-

punkt des Wirksamwerdens der Kündigung aus wichtigem Grund

laufende Geschäftsjahr der Untergesellschaft auf den Gewinn

bzw. Verlust der Untergesellschaft, der in dem Zeitraum vom Be -

ginn dieses Ge schäftsjahres bis zum Zeitpunkt des Wirksamwer-

dens der Kündigung aus wichtigem Grund entsteht, beschränkt.

5.4   Endet dieser Vertrag, hat die Obergesellschaft den Gläubigern

der Unter gesellschaft entsprechend § 303 AktG Sicherheit zu lei-

sten.
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§ 6
Sonstiges

6.1   Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht mit Ausnahme der

Regelungen des internationalen Privatrechts.

6.2   Für sämtliche Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit diesem

Vertrag ist, soweit gesetzlich zulässig, das Landgericht Berlin aus-

schließlich zuständig.

6.3   Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrags sowie nach die-

sem Vertrag abzugebende Erklärungen bedürfen zu ihrer Wirk -

samkeit der Schriftform, soweit keine notarielle Beurkundung

vorgeschrieben ist. Das gilt für auch für eine Änderung des Schrift-

formerfordernisses selbst.

6.4   Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags ganz oder teilweise

unwirksam sein oder werden oder der Vertrag eine Regelungs -

lücke aufweisen, so wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen

Bestimmungen dieses Vertrags nicht berührt. Anstelle der unwirk-

samen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke gilt

diejenige rechtlich zulässige Bestimmung, die wirtschaftlich soweit

wie möglich dem entspricht, was die Parteien gewollt haben oder

nach Sinn und Zweck dieses Vertrages gewollt haben würden,

wenn sie die Unwirksamkeit der betreffenden Bestimmungen bzw.

die Regelungslücke gekannt hätten. Höchst vorsorglich verpflich-

ten sich die Parteien, die entsprechende rechtlich zulässige Bestim-

mung unverzüglich in der erforder lichen Form, jedenfalls aber

schriftlich zu bestätigen.

6.5   Im Falle von Ungereimtheiten und Widersprüchen zwischen der

deutschen und der englischen Fassung dieses Vertrages ist der

deutsche Wortlaut verbindlich.

- - -
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Von der Einberufung der Hauptversammlung an werden folgende 

Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.rocket-

internet.com/investors/annual-general-meeting zugänglich sein und 

liegen in den Geschäftsräumen der Gesellschaft bzw. der GFC 

(Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, Empfang Erdgeschoss) zur Einsicht 

der Aktionäre aus. Sie werden den Aktionären auf Anfrage auch per 

E-Mail zugesandt. Ferner werden die genannten Unterlagen in der

Hauptversammlung zugänglich sein: 

– der Ergebnisabführungsvertrag zwischen der Gesellschaft und GFC

abgeschlossen am 19. April 2018; 

– der nach § 293a AktG erstattete gemeinsame Bericht des Vorstands

der Gesellschaft und der Geschäftsführung der GFC; 

– die festgestellten Jahresabschlüsse der Gesellschaft und die gebillig-

ten Konzernabschlüsse sowie die Konzernlageberichte für die Ge -

schäftsjahre 2017, 2016 und 2015; 

– die festgestellten Jahresabschlüsse der GFC für die Geschäfts -

jahre 2017, 2016 und 2015. 

Die Durchführung einer Prüfung des Ergebnisabführungsvertrags und die

Erstellung eines Prüfungsberichts sind gemäß § 293b Abs. 1 Halbsatz 2

AktG nicht erforderlich, da die Gesellschaft sämtliche Geschäftsanteile

an der GFC hält.

b) Ergebnisabführungsvertrag zwischen der Gesellschaft und der
Bambino 106. V V UG (haftungsbeschränkt)

Die Gesellschaft und die Bambino 106. V V UG (haftungsbeschränkt) 

(Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, AG Berlin Charlottenburg, HRB

140396 B) (nachstehend „Bambino“), deren alleinige Gesellschaf -

terin die Gesellschaft ist, haben am 19. April 2018 einen Ergebnis -

abführungsvertrag abgeschlossen. Der Ergebnisabführungsvertrag

soll die Errichtung einer körperschaft- und gewerbesteuerlichen

Organschaft zwischen der Gesellschaft und der Bambino ermögli-
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chen. Der Ergebnisabführungsvertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit

der Zustimmung der Hauptversammlung der Gesellschaft sowie 

der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der Bambino. Die

Gesellschafterversammlung der Bambino hat dem Ergebnisab -

führungsvertrag am 19. April 2018 ihre Zustimmung erteilt. Der

Ergebnisabführungsvertrag steht unter der aufschiebenden Bedin-

gung der Zustimmung der Hauptversammlung der Gesellschaft.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, dem Ergebnisabfüh-

rungsvertrag zwischen der Gesellschaft und der Bambino zuzustim-

men. 

Der Ergebnisabführungsvertrag hat folgenden Wortlaut: 

- - -

ERGEBNISABFÜHRUNGSVERTRAG

zwischen

der Rocket Internet SE mit dem Sitz in Berlin, eingetragen im Handels -

register des Amtsgerichts Berlin (Charlottenburg) unter HRB 165662 B

– nachfolgend „Obergesellschaft“ –

und

der Bambino 106. VV UG (haftungsbeschränkt) mit dem Sitz in Berlin,

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Berlin (Charlotten-

burg) unter HRB 140396 B

– nachfolgend „Untergesellschaft“ –

– die Obergesellschaft und die Untergesellschaft 

nachfolgend zusammen „Parteien“ –
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Präambel

Die Obergesellschaft ist die alleinige Gesellschafterin der Untergesell-

schaft. Die Parteien beabsichtigten, die Untergesellschaft ihren gesam-

ten Gewinn an die Obergesellschaft abführt und die Obergesellschaft

jeden während der Dauer dieses Ergebnisabführungsvertrags (nachfol-

gend „Vertrag“) entstehenden Jahresfehlbetrag der Untergesellschaft

ausgleicht.

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien, was folgt:

§ 1
Gewinnabführung

1.1   Die Untergesellschaft verpflichtet sich hiermit entsprechend den

Vorschriften des § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung,

ihren ganzen Gewinn an die Obergesellschaft abzuführen. Der

abzuführende Gewinn darf den sich aus § 301 AktG in seiner

jeweils geltenden Fassung ergebenden Betrag nicht überschrei-

ten.

1.2   Die Untergesellschaft kann mit Zustimmung der Obergesellschaft

Beträge in andere Gewinnrücklagen gemäß § 272 Abs. 3 Satz 2

Alt. 2 HGB einstellen, sofern dies handelsrechtlich zulässig und bei

vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet

ist.

1.3   Während der Dauer dieses Vertrags gebildete andere Gewinn-

rücklagen sind auf Verlangen der Obergesellschaft aufzulösen

oder als Gewinn abzuführen. Sonstige Gewinnrücklagen sowie

Kapitalrücklagen nach § 272 Abs. 2 HGB, auch soweit sie während

der Dauer des Vertrages gebildet wurden, oder vorvertraglichen

Gewinnvorträge können nicht als Gewinn abgeführt oder zum Aus-

gleich eines Jahresfehlbetrages verwendet werden.
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1.4   Der Anspruch auf Gewinnabführung wird mit Ablauf des letzten

Tages eines jeden Geschäftsjahres der Untergesellschaft fällig.

§ 2
Verlustübernahme

Für die Verlustübernahme gelten die Vorschriften des § 302 AktG in sei-

ner jeweils gültigen Fassung entsprechend. § 1 Abs. 4 dieses Vertrages

gilt für den Anspruch der Untergesellschaft auf Verlustübernahme ent-

sprechend.

§ 3
Abschlagszahlungen

3.1   Die Obergesellschaft kann unterjährig Abschlagszahlungen auf

den voraussichtlich abzuführenden Gewinn verlangen, soweit dies

rechtlich zulässig ist und bei vernünftiger kaufmännischer Beurtei-

lung die Liquidität der Untergesellschaft solche Abschlagszahlun-

gen zulässt.

3.2   Die Untergesellschaft kann unterjährig Abschlagszahlungen auf

den voraussichtlich auszugleichenden Verlust verlangen, soweit

dies rechtlich zulässig ist und sie bei vernünftiger kaufmännischer

Beurteilung solche Abschlagszahlungen mit Rücksicht auf ihre

Liquidität benötigt.

3.3   Abschlagszahlungen gemäß vorstehenden Absätzen 1 und 2 sind

unverzinslich. Auf den am Ende eines Geschäftsjahres abzuführen-

den Gewinn oder den auszugleichenden Verlust sind unterjährig

geleistete Abschlagszahlungen anzurechnen. Etwaige Überzahlun-

gen seitens der Untergesellschaft stellen Darlehen der Unterge -

sellschaft an die Obergesellschaft dar; etwaige Überzahlungen

der Obergesellschaft sind zu erstatten. Alle weiteren Regelungen

dieses Vertrags bleiben davon unberührt.
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§ 4
Informationsrecht

Die Obergesellschaft ist jederzeit berechtigt, Bücher und sonstige

Geschäftsunterlagen der Untergesellschaft einzusehen. Die Geschäfts-

führung der Untergesellschaft ist verpflichtet, der Obergesellschaft

jederzeit alle von ihr gewünschten Auskünfte über die Angelegenheiten

der Untergesellschaft zu erteilen.

§ 5
Wirksamwerden und Vertragsdauer

5.1   Dieser Vertrag bedarf der Genehmigung der Gesellschafterver-

sammlungen der Obergesellschaft sowie der Untergesellschaft. Er

wird wirksam mit der Eintragung in das Handelsregister der Unter-

gesellschaft. Der Vertrag gilt erstmals für das Geschäftsjahr der

Untergesellschaft, in dem dieser Vertrag in das Handelsregister

eingetragen wird.

5.2   Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er ist für den

Zeitraum von fünf Kalenderjahren ab dem Beginn des Geschäfts-

jahres der Untergesellschaft, in dem dieser Vertrag in das Han-

delsregister eingetragen wurde, fest abgeschlossen („Feste
Mindestlaufzeit“). Während der Festen Mindestlaufzeit ist die

ordentliche Kündigung des Vertrags ausgeschlossen. Nach Ablauf

der Festen Mindestlaufzeit, das heißt erstmals zum Ende des

Geschäftsjahres der Untergesellschaft, das an oder nach dem

Tag, an dem die Feste Mindestlaufzeit abläuft, endet, kann der

Vertrag von beiden Parteien mit einer Frist von sechs Monaten zum

Ende eines Geschäftsjahres der Untergesellschaft gekündigt wer-

den.

5.3   Das Recht zur Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne

Ein haltung einer Kündigungsfrist bleibt unberührt. Als wichtiger

Grund kann im Einzelfall insbesondere angesehen werden:
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(a)  eine Veräußerung von sämtlichen Geschäftsanteilen an der

Untergesellschaft oder eine Veräußerung von Geschäftsantei-

len, die zur Folge hat, dass die Voraussetzung der finanziellen

Eingliederung der Untergesellschaft in die Obergesellschaft

gemäß Steuerrecht nicht mehr vorliegen,

(b)  eine Einbringung der Geschäftsanteile an der Untergesell-

schaft durch die Obergesellschaft oder

(c)  eine Umwandlung, Spaltung, Verschmelzung oder Liquidation

der Obergesellschaft oder der Untergesellschaft.

Im Falle der Kündigung aus wichtigem Grund ist die Verpflichtung

zur Gewinnabführung bzw. zum Verlustausgleich für das im Zeit-

punkt des Wirksamwerdens der Kündigung aus wichtigem Grund

laufende Geschäftsjahr der Untergesellschaft auf den Gewinn

bzw. Verlust der Untergesellschaft, der in dem Zeitraum vom

Beginn dieses Geschäftsjahres bis zum Zeitpunkt des Wirksam -

werdens der Kündigung aus wichtigem Grund entsteht, beschränkt.

5.4   Endet dieser Vertrag, hat die Obergesellschaft den Gläubigern

der Unter gesellschaft entsprechend § 303 AktG Sicherheit zu 

leisten.

§ 6
Sonstiges

6.1   Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht mit Ausnahme der

Regelungen des internationalen Privatrechts.

6.2   Für sämtliche Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit diesem

Vertrag ist, soweit gesetzlich zulässig, das Landgericht Berlin aus-

schließlich zu ständig.

6.3   Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrags sowie nach die-

sem Vertrag abzugebende Erklärungen bedürfen zu ihrer Wirksam-
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keit der Schriftform, soweit keine notarielle Beurkundung vorge-

schrieben ist. Das gilt für auch für eine Änderung des Schriftform-

erfordernisses selbst.

6.4   Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags ganz oder teilweise

unwirksam sein oder werden oder der Vertrag eine Regelungs -

lücke aufweisen, so wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen

Bestimmungen dieses Vertrags nicht berührt. Anstelle der unwirk-

samen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke gilt

diejenige rechtlich zulässige Bestimmung, die wirtschaftlich soweit

wie möglich dem entspricht, was die Parteien gewollt haben oder

nach Sinn und Zweck dieses Vertrages gewollt haben würden,

wenn sie die Unwirksamkeit der betreffenden Bestimmungen bzw.

die Regelungslücke gekannt hätten. Höchst vorsorglich verpflich-

ten sich die Parteien, die entsprechende rechtlich zulässige Bestim-

mung unverzüglich in der erforder lichen Form, jedenfalls aber

schriftlich zu bestätigen.

6.5   Im Falle von Ungereimtheiten und Widersprüchen zwischen der

deutschen und der englischen Fassung dieses Vertrages ist der

deutsche Wortlaut verbindlich.

Von der Einberufung der Hauptversammlung an werden folgende 

Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.rocket-

internet.com/investors/annual-general-meeting zugänglich sein und 

liegen in den Geschäftsräumen der Gesellschaft bzw. der Bambino

(Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, Empfang Erdgeschoss) zur Einsicht 

der Aktionäre aus. Sie werden den Aktio nären auf Anfrage auch per 

E-Mail zugesandt. Ferner werden die genannten Unterlagen in der

Hauptversammlung zugänglich sein: 

– der Ergebnisabführungsvertrag zwischen der Gesellschaft und 

Bambino abgeschlossen am 19. April 2018; 

– der nach § 293a AktG erstattete gemeinsame Bericht des Vorstands

der Gesellschaft und der Geschäftsführung der Bambino; 
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– die festgestellten Jahresabschlüsse der Gesellschaft und die gebillig-

ten Konzernabschlüsse sowie die Konzernlageberichte für die Ge -

schäftsjahre 2017, 2016 und 2015; 

– die festgestellten Jahresabschlüsse der Bambino für die Geschäfts-

jahre 2017, 2016 und 2015.

Die Durchführung einer Prüfung des Ergebnisabführungsvertrags und die

Erstellung eines Prüfungsberichts sind gemäß § 293b Abs. 1 Halbsatz 2

AktG nicht erforderlich, da die Gesellschaft sämtliche Geschäftsanteile

an der Bambino hält.

c) Ergebnisabführungsvertrag zwischen der Gesellschaft und der
Atrium 122. Europäische VV SE

Die Gesellschaft und die Atrium 122. Europäische VV SE (Charlotten-

straße 4, 10969 Berlin, AG Frankfurt am Main, HRB 110532) (nach -

stehend „Atrium“), deren alleinige Aktionärin die Gesellschaft ist,

haben am 24. April 2018 einen Ergebnisabführungsvertrag abge-

schlossen. Der Ergebnisabführungsvertrag soll die Errichtung einer

körperschaft- und gewerbesteuerlichen Organschaft zwischen der

Gesellschaft und der Atrium ermöglichen. Der Ergebnisabführungs-

vertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit der Zustimmung der Haupt -

versammlung der Gesellschaft sowie der Zustimmung der

Hauptversammlung der Atrium. Die Hauptversammlung der Atrium

hat dem Ergebnisabführungsvertrag am 24. April 2018 ihre Zu -

stimmung erteilt. Der Ergebnisabführungsvertrag steht unter der auf-

schiebenden Bedingung der Zustimmung der Hauptversammlung

der Gesellschaft.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, dem Ergebnisabfüh-

rungsvertrag zwischen der Gesellschaft und der Atrium zuzustimmen. 
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Der Ergebnisabführungsvertrag hat folgenden Wortlaut: 

- - -

ERGEBNISABFÜHRUNGSVERTRAG

zwischen

der Rocket Internet SE mit dem Sitz in Berlin, eingetragen im Handels-

register des Amtsgerichts Berlin (Charlottenburg) unter HRB 165662 B

– nachfolgend „Obergesellschaft“ –

und

der Atrium 122. Europäische VV SE mit dem Sitz in Frankfurt am Main,

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main

unter HRB 110532

– nachfolgend „Untergesellschaft“ –

– die Obergesellschaft und die Untergesellschaft 

nachfolgend zusammen „Parteien“ –

Präambel

Die Obergesellschaft ist die alleinige Gesellschafterin der Unterge-

sellschaft. Die Parteien beabsichtigten, dass die Untergesellschaft

ihren gesamten Gewinn an die Obergesellschaft abführt und die

Obergesellschaft jeden während der Dauer dieses Ergebnisab -

führungsvertrags (nachfolgend „Vertrag“) entstehenden Jahresfehl-

betrag der Untergesellschaft ausgleicht.
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Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien, was folgt:

§ 1
Gewinnabführung

1.1   Die Untergesellschaft verpflichtet sich hiermit gemäß den Vor -

schriften des § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung, ihren

ganzen Gewinn an die Obergesellschaft abzuführen. Der abzu -

führende Gewinn darf den sich aus § 301 AktG in seiner jeweils

geltenden Fassung ergebenden Betrag nicht überschreiten.

1.2   Die Untergesellschaft kann mit Zustimmung der Obergesellschaft

Beträge in andere Gewinnrücklagen gemäß § 272 Abs. 3 Satz 2

Alt. 2 HGB einstellen, sofern dies handelsrechtlich zulässig und bei

vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet

ist.

1.3   Während der Dauer dieses Vertrags gebildete andere Gewinn-

rücklagen sind auf Verlangen der Obergesellschaft aufzulösen

oder als Gewinn abzuführen. Sonstige Gewinnrücklagen sowie

Kapitalrücklagen nach § 272 Abs. 2 HGB, auch soweit sie während

der Dauer des Vertrages gebildet wurden, oder vorvertraglichen

Gewinnvorträge können nicht als Gewinn abgeführt oder zum Aus-

gleich eines Jahresfehlbetrages verwendet werden.

1.4   Der Anspruch auf Gewinnabführung wird mit Ablauf des letzten

Tages eines jeden Geschäftsjahres der Untergesellschaft fällig.

§ 2
Verlustübernahme

Für die Verlustübernahme gelten die Vorschriften des § 302 AktG in sei-

ner jeweils gültigen Fassung. § 1 Abs. 4 dieses Vertrages gilt für den

Anspruch der Untergesellschaft auf Verlustübernahme entsprechend.
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§ 3
Abschlagszahlungen

3.1   Die Obergesellschaft kann unterjährig Abschlagszahlungen auf

den voraussichtlich abzuführenden Gewinn verlangen, soweit dies

rechtlich zulässig ist und bei vernünftiger kaufmännischer Beurtei-

lung die Liquidität der Unter gesellschaft solche Abschlagszahlun-

gen zulässt.

3.2   Die Untergesellschaft kann unterjährig Abschlagszahlungen auf

den voraussichtlich auszugleichenden Verlust verlangen, soweit

dies rechtlich zulässig ist und sie bei vernünftiger kaufmännischer

Beurteilung solche Abschlagszahlungen mit Rücksicht auf ihre

Liquidität benötigt.

3.3   Abschlagszahlungen gemäß vorstehenden Absätzen 1 und 2 sind

unverzinslich. Auf den am Ende eines Geschäftsjahres abzuführen-

den Gewinn oder den auszugleichenden Verlust sind unterjährig

geleistete Abschlagszahlungen anzurechnen. Etwaige Überzahlun-

gen seitens der Untergesellschaft stellen Darlehen der Unterge -

sellschaft an die Obergesellschaft dar; etwaige Überzahlungen

der Obergesellschaft sind zu erstatten. Alle weiteren Regelungen

dieses Vertrags bleiben davon unberührt.

§ 4
Informationsrecht

Die Obergesellschaft ist jederzeit berechtigt, Bücher und sonstige

Geschäfts unterlagen der Untergesellschaft einzusehen. Die geschäfts-

führenden Direktoren sowie der Verwaltungsrat der Untergesellschaft

sind verpflichtet, der Obergesellschaft jederzeit alle von ihr gewünsch-

ten Auskünfte über die Angelegenheiten der Untergesellschaft zu er -

teilen.
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§ 5
Wirksamwerden und Vertragsdauer

5.1   Dieser Vertrag bedarf der Genehmigung der Gesellschafterver-

sammlungen der Obergesellschaft sowie der Untergesellschaft. Er

wird wirksam mit der Eintragung in das Handelsregister der Unter-

gesellschaft. Der Vertrag gilt erstmals für das Geschäftsjahr der

Untergesellschaft, in dem dieser Vertrag in das Handelsregister

eingetragen wird.

5.2   Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er ist für den

Zeitraum von fünf Kalenderjahren ab dem Beginn des Geschäfts-

jahres der Untergesellschaft, in dem dieser Vertrag in das Han-

delsregister eingetragen wurde, mindestens jedoch für den

Zeitraum bis zum Ablauf des Geschäftsjahres der Untergesell-

schaft, das am 31. Dezember 2023 endet, oder, falls auf Grund

einer Geschäftsjahresänderung kein Geschäftsjahr der Unterge -

sellschaft am 31. Dezember 2023 enden sollte, bis zum Ablauf des

ersten Geschäftsjahres der Untergesellschaft, das nach dem 

31. Dezember 2023 endet, fest abgeschlossen („Feste Mindest -

laufzeit“). Während der Festen Mindestlaufzeit ist die ordentliche

Kündigung des Vertrags ausgeschlossen. Nach Ablauf der Festen

Mindestlaufzeit, das heißt erstmals zum Ende des Geschäftsjahres

der Untergesellschaft, das an oder nach dem Tag, an dem die

Feste Mindestlaufzeit abläuft, endet, kann der Vertrag von beiden

Parteien mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines

Geschäftsjahres der Untergesellschaft gekündigt werden.

5.3   Das Recht zur Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne

Ein haltung einer Kündigungsfrist bleibt unberührt. Als wichtiger

Grund kann im Einzelfall insbesondere angesehen werden:

(a)  eine Veräußerung von sämtlichen Aktien an der Untergesell-

schaft oder eine Veräußerung von Aktien, die zur Folge hat,

dass die Voraussetzung der finanziellen Eingliederung der

Untergesellschaft in die Obergesellschaft gemäß Steuerrecht

nicht mehr vorliegen,
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(b)  eine Einbringung der Aktien an der Untergesellschaft durch

die Obergesellschaft oder

(c)  eine Umwandlung, Spaltung, Verschmelzung oder Liquidation

der Obergesellschaft oder der Untergesellschaft.

Im Falle der Kündigung aus wichtigem Grund ist die Verpflichtung

zur Gewinnabführung bzw. zum Verlustausgleich für das im Zeit-

punkt des Wirksamwerdens der Kündigung aus wichtigem Grund

laufende Geschäftsjahr der Untergesellschaft auf den Gewinn

bzw. Verlust der Untergesellschaft, der in dem Zeitraum vom

Beginn dieses Geschäftsjahres bis zum Zeitpunkt des Wirksam -

werdens der Kündigung aus wichtigem Grund entsteht, beschränkt.

5.4   Endet dieser Vertrag, hat die Obergesellschaft den Gläubigern

der Untergesellschaft gemäß § 303 AktG Sicherheit zu leisten.

§ 6
Sonstiges

6.1   Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht mit Ausnahme der

Regelungen des internationalen Privatrechts.

6.2   Für sämtliche Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit diesem

Vertrag ist, soweit gesetzlich zulässig, das Landgericht Berlin aus-

schließlich zu ständig.

6.3   Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrags sowie nach die-

sem Vertrag abzugebende Erklärungen bedürfen zu ihrer Wirk -

samkeit der Schriftform, soweit keine notarielle Beurkundung

vorgeschrieben ist. Das gilt für auch für eine Änderung des Schrift-

formerfordernisses selbst.

6.4   Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags ganz oder teilweise

unwirksam sein oder werden oder der Vertrag eine Regelungs -

lücke aufweisen, so wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Be -
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stimmungen dieses Vertrags nicht berührt. Anstelle der unwirk -

samen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke gilt

diejenige rechtlich zulässige Bestimmung, die wirtschaftlich soweit

wie möglich dem entspricht, was die Parteien gewollt haben oder

nach Sinn und Zweck dieses Vertrages gewollt haben würden,

wenn sie die Unwirksamkeit der betreffenden Bestimmungen bzw.

die Regelungslücke gekannt hätten. Höchst vorsorglich verpflich-

ten sich die Parteien, die entsprechende rechtlich zulässige Bestim-

mung unverzüglich in der erforder lichen Form, jedenfalls aber

schriftlich zu bestätigen.

6.5   Im Falle von Ungereimtheiten und Widersprüchen zwischen der

deutschen und der englischen Fassung dieses Vertrages ist der

deutsche Wortlaut verbindlich.

- - -

Von der Einberufung der Hauptversammlung an werden folgende 

Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.rocket-

internet.com/investors/annual-general-meeting zugänglich sein und 

liegen in den Geschäftsräumen der Gesellschaft bzw. der Atrium 

(Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, Empfang Erdgeschoss) zur Einsicht 

der Aktionäre aus. Sie werden den Aktionären auf Anfrage auch per 

E-Mail zugesandt. Ferner werden die genannten Unterlagen in der

Hauptversammlung zugänglich sein: 

– der Ergebnisabführungsvertrag zwischen der Gesellschaft und Atrium

abgeschlossen am 24. April 2018; 

– der nach § 293a AktG erstattete gemeinsame Bericht des Vorstands

der Gesellschaft und des Verwaltungsrats und des geschäftsführen-

den Direktors der Atrium; 

– die festgestellten Jahresabschlüsse der Gesellschaft und die gebillig-

ten Konzernabschlüsse sowie die Konzernlageberichte für die Ge -

schäftsjahre 2017, 2016 und 2015; 
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– der festgestellte Jahresabschluss der Atrium für das Rumpfgeschäfts-

j   ahr 2017.

Die Durchführung einer Prüfung des Ergebnisabführungsvertrags und die

Erstellung eines Prüfungsberichts sind gemäß § 293b Abs. 1 Halbsatz 2

AktG nicht erforderlich, da die Gesellschaft sämtliche Aktien der Atrium

hält.

Es ist beabsichtigt, über die Tagesordnungspunkte 9 lit. a), lit. b) und 

lit. c) einzeln abstimmen zu lassen.

10.   Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien
und zu deren Verwendung, einschließlich der Ermächtigung zur Einzie-
hung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung
Zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien bedarf die Ge -

sellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht gesetzlich 

ausdrücklich zugelassen, einer besonderen Ermächtigung durch die

Hauptversammlung. Aufgrund der bestehenden Ermächtigung gemäß

Hauptversammlungsbeschluss vom 2. Juni 2017 mit Laufzeit bis zum 

1. Juni 2022 wurden bis zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-

sammlung 1.041.167 (dies entspricht 0,63 % des eingetragenen Grund-

kapitals der Gesellschaft) eigene Aktien der Gesellschaft zurückgekauft.

Der Erwerb eigener Aktien im Rahmen des Aktienrückkaufprogramms

erfolgte über ein Kreditinstitut.

Am 16. April 2018 hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts -

rats unter Ausnutzung der Ermächtigung durch die Hauptversammlung

vom 2. Juni 2017 beschlossen, maximal bis zu 15.472.912 Aktien der

Gesellschaft (dies entspricht maximal bis zu 9,37 % des eingetragenen

Grundkapitals der Gesellschaft) im Rahmen eines öffentlichen Aktien-

rückkaufangebots gegen Zahlung eines An gebotspreises in Höhe 

von EUR 24,00 zurück zu erwerben. Die Annahmefrist begann am 

17. April 2018, 00:00 Uhr (MESZ), und endet voraussichtlich am 

2. Mai 2018, 24:00 Uhr (MESZ).

Die Gesellschaft soll weiterhin langfristig in der Lage sein, flexibel auf

Marktentwicklungen zu reagieren. Deshalb soll der Hauptversammlung
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vorgeschlagen werden, unter Aufhebung der bisherigen Ermächtigung,

eine neue Ermächtigung zu beschließen, die der Gesellschaft wiederum

für den Zeitraum von vollen fünf Jahren den Erwerb und die Verwen-

dung eigener Aktien ermöglicht.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu

fassen:

a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung

Die von der ordentlichen Hauptversammlung am 2. Juni 2017

beschlossene Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eige-

ner Aktien wird zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der neuen unter

nachstehenden lit. b) bis lit. f) dieses Tagesordnungspunkts 10 vor -

geschlagenen Ermächtigung auf gehoben.

b) Schaffung einer neuen Ermächtigung

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis

zum 7. Juni 2023 unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes

(§ 53a AktG) eigene Aktien der Gesellschaft bis zu insgesamt 10 %

des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert

geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung

bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die auf-

grund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen zusammen mit

anderen eigenen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft

bereits erworben hat und noch besitzt oder ihr nach den §§ 71a ff.

AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des jeweiligen

Grund kapitals der Gesellschaft übersteigen.

Die Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in

Teilbe trägen, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die

Gesellschaft, aber auch durch Konzernunternehmen oder von Dritten

für Rechnung der Gesellschaft oder der Konzernunternehmen ausge-

übt werden.
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Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen

Aktien ausgenutzt werden.

c) Art und Weise des Erwerbs eigener Aktien

Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands 

(i) über die Börse, (ii) mittels eines an alle Aktionäre der Gesell-

schaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer

öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Ver-

kaufsangeboten (der Erwerb gemäß (ii) nachstehend „öffentliches
Erwerbsangebot“) oder (iii) mittels eines öffentlichen Angebots bzw.

einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf

Tausch von liquiden Aktien, die zum Handel an einem organisierten

Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes

zugelassen sind („Tauschaktien“), gegen Aktien der Gesellschaft

(der Erwerb gemäß (iii) nachstehend „Tauschangebot“).

(i) Erwerb der Aktien über die Börse

Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, darf der

von der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbs-

nebenkosten) den am Handelstag durch die Eröffnungsauktion

ermittelten Kurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel

(oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) nicht um mehr

als 10 % über- bzw. unterschreiten.

(ii) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Kaufangebots

oder (2) mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von

Verkaufsange boten

Bei einem Erwerb im Weg eines öffentlichen Erwerbsangebots

kann die Gesellschaft einen festen Erwerbspreis oder eine Kauf-

preisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) festlegen,

innerhalb der sie bereit ist, Aktien zu erwerben. In dem öffent -

lichen Erwerbsangebot kann die Gesellschaft eine Frist für die

Annahme oder Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und

die Bedingungen für eine Anpassung der Kaufpreisspanne wäh-
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rend der Frist im Fall nicht nur unerheblicher Kursveränderungen

festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall einer Kaufpreisspanne

anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der

Aktionäre genannten Verkaufspreise und des nach Beendigung

der Angebotsfrist vom Vorstand festgelegten Erwerbsvolumens

ermittelt.

(1) Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft darf

der angebotene Kaufpreis oder die Kaufpreisspanne den

volumen gewichteten Durchschnittskurs einer Aktie der Ge -

sellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden

Nachfolgesystem) an den letzten fünf (5) Börsenhandels -

tagen vor dem Tag der öffent lichen Ankündigung des Ange-

bots um nicht mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten. Im

Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesell-

schaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor

der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von

Verkaufsangeboten darf der auf der Basis der abgegebe-

nen Angebote ermittelte Kaufpreis (ohne Erwerbsneben -

kosten) je Aktie der Gesellschaft den volumengewichteten

Durchschnittskurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-

Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an

den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der

Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufs-

angeboten um nicht mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten.

Im Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die

Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage

vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.

Das Volumen des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung

kann begrenzt werden. Sofern die von den Aktionären zum

Erwerb angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des Kaufan -

gebots oder der Verkaufsaufforderung der Gesellschaft über-

schreiten, erfolgt die Berücksichtigung oder die Annahme im

Verhältnis des Gesamtbetrags des Kaufangebots bzw. der
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Verkaufsauf forderung zu den insgesamt von den Aktionären

angebotenen Aktien. Es kann aber vorgesehen werden, dass

geringe Stück zahlen bis zu 100 angebotenen Aktien je Aktionär

bevorrechtigt erworben werden. Das Kaufangebot oder die Ver-

kaufsaufforderung kann weitere Bedingungen vorsehen.

(iii) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Angebots auf

Tausch von liquiden Aktien oder (2) mittels einer öffentlichen Auf-

forderung zur Abgabe eines Angebots auf Tausch von liquiden

Aktien, die jeweils zum Handel an einem organisierten Markt im

Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes zuge-

lassen sind.

Bei einem Erwerb im Weg eines Tauschangebots kann die

Gesellschaft entweder ein Tauschverhältnis oder eine entspre-

chende Tauschspanne festlegen, zu dem/der sie bereit ist, die

Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Dabei kann eine Bar -

leistung als ergänzende Zahlung oder zum Ausgleich von 

Spitzenbeträgen erfolgen. In dem Tauschangebot kann die

Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder Abgabe des Ange-

bots und die Möglichkeit und die Bedingungen für eine Anpas-

sung der Tauschspanne während der Frist im Fall nicht nur

unerheblicher Kurs veränderungen festlegen. Das Tauschver -

hältnis wird im Fall einer Tauschspanne anhand der in den

Annahme- bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genannten

Tauschverhältnisse und/oder sonstigen An gaben und des nach

Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand festgelegten

Erwerbsvolumens ermittelt.

(1) Bei einem Tauschangebot der Gesellschaft darf das ange-

botene Tauschverhältnis oder die Tauschspanne den maß-

geblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr

als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. 

Zur Berechnung ist hierbei jeweils der volumengewichtete

Durchschnittskurs einer Tauschaktie und einer Aktie der Ge -

sellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden

Nachfolgesystem) oder an einem organisierten Markt im 
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Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes an

den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der

öffentlichen Ankündigung des Angebots anzusetzen. Im Fall

einer Anpassung der Tauschspanne durch die Gesellschaft

wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der

öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von

Ange boten auf den Tausch von liquiden Aktien darf das auf

der Basis der abgegebenen Angebote ermittelte Tauschver-

hältnis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft

den maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um

nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unter-

schreiten. Zur Berechnung ist hierbei jeweils der volumenge-

wichtete Durchschnittskurs einer Tauschaktie bzw. einer Aktie

der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechen-

den Nachfolgesystem) oder an einem organisierten Markt

im Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes

an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der

öffentlichen Ankündigung des Angebots anzusetzen. Im Fall

einer Anpassung der Tauschspanne durch die Gesellschaft

wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der

öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.

Das Volumen des Tauschangebots oder der Aufforderung zur

Abgabe eines Tauschangebots kann begrenzt werden. Sofern

die von den Aktionären zum Tausch angebotenen Aktien den

Gesamtbetrag des Tauschangebots oder der Aufforderung zur

Abgabe eines Tauschangebots überschreiten, erfolgt die Berück-

sichtigung oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags

des Tauschangebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe eines

Tauschangebots zu den insgesamt von den Aktio nären angebo-

tenen Aktien der Gesellschaft. Es kann aber vorgesehen werden,

dass geringe Stückzahlen bis zu 100 angebotenen Aktien je

Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das Tauschangebot

oder die Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots kann

weitere Bedingungen vorsehen.
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d) Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung und sonstigen Ver-
wendung erworbener Aktien

Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden

Ermächtigung oder aufgrund vorheriger Ermächtigungen erworbe-

nen eigenen Aktien neben einer Veräußerung über die Börse oder

mittels eines Angebots an alle Aktionäre auch in folgender Weise zu

verwenden:

aa)  Sie können eingezogen werden und das Grundkapital der

Gesellschaft um den auf die eingezogenen Aktien entfallenden

Teil des Grund kapitals herabgesetzt werden, ohne dass die

Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren Hauptver-

sammlungsbeschlusses bedarf. Der Vorstand kann die Aktien

auch im vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des

Grundkapitals einziehen, so dass sich durch die Einziehung der

Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital erhöht. Erfolgt die

Einziehung der Aktien im vereinfachten Verfahren ohne Herab-

setzung des Grundkapitals, ist der Vorstand zur Anpassung der

Aktienzahl in der Satzung der Gesellschaft ermächtigt.

bb)  Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der

Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen 

stehen oder standen, sowie Organmitgliedern von mit der

Gesellschaft verbundenen Unternehmen zum Erwerb ange -

boten und übertragen werden. Im Hinblick auf Erfolgsziele,

Erwerbs- und Ausübungszeiträume, die Wartezeit für die erst-

malige Ausübung und weitere Bedingungen gelten die unter

den Tagesordnungspunkten 1 und 2 der außerordentlichen

Hauptversammlung der Gesellschaft vom 8. September 2014

beschriebenen Bedingungen – für das Aktienoptionsprogramm

2014/II in der durch die Hauptversammlung vom 2. Juni 2017

geänderten Fassung.

cc) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats Dritten gegen

Sachleistungen, insbesondere im Rahmen von Unternehmens-

zusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, Be -
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trieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen, angeboten

und auf diese übertragen werden. Die vorbezeichneten Aktien

können darüber hinaus auch zur Beendigung bzw. vergleichs-

weisen Erledigung von gesellschaftsrechtlichen Spruchverfah-

ren bei verbundenen Unternehmen der Gesellschaft verwendet

werden.

dd)  Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung

an Dritte veräußert werden, wenn der Preis, zu dem die Aktien

der Gesellschaft veräußert werden, den Börsenpreis einer Aktie

der Gesellschaft zum Veräußerungszeitpunkt nicht wesentlich

unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG).

ee)  Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbs-

rechten auf Aktien der Gesellschaft aus und im Zusammenhang

mit von der Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften

ausgegebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen

oder Genussrechten mit Wandel- oder Optionsrechten verwen-

det werden.

Insgesamt dürfen die aufgrund der Ermächtigungen unter vorstehen-

den lit. d) dd) und ee) dieses Tagesordnungspunkts 10 verwendeten

Aktien, soweit sie in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3

Satz 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen nicht

wesentlich unter dem Börsenpreis) ausgegeben werden, 10 % des

Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder zum Zeitpunkt der

Beschlussfassung noch – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeit-

punkt der Ausübung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind

Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender Anwen-

dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser

Ermächtigung bis zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert

werden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von

Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten

mit Wandlungs- oder Optionsrechten ausgegeben werden oder aus-

zugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen während der

Laufzeit dieser Ermächtigung entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

ausgegeben werden.
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e) Ermächtigung des Aufsichtsrats zur Verwendung der erworbenen
eigenen Aktien

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die aufgrund der Ermächtigung

unter vorstehendem lit. c) dieses Tagesordnungspunkts 10 sowie die

aufgrund vorheriger Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien

zur Bedienung von Aktienoptionen des Vorstands der Gesellschaft,

die unter dem unter den Tagesordnungspunkten 1 und 2 der außer -

ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom 8. Septem -

ber 2014 beschriebenen Aktienoptions programmen – für das Aktien-

optionsprogramm 2014/II in der durch die Hauptversammlung vom

2. Juni 2017 geänderten Fassung – ausgegeben werden, zu verwen-

den. Im Hinblick auf Erfolgsziele, Erwerbs- und Ausübungszeiträume

sowie die Wartezeit für die erstmalige Ausübung sowie weitere

Bedingungen gelten die unter den Tagesordnungspunkten 1 und 2

der außerordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom 

8. September 2014 beschriebenen Bedingungen der Aktienoptions-

programme – für das Aktienoptionsprogramm 2014/II in der durch

die Hauptversammlung vom 2. Juni 2017 geänderten Fassung.

f) Sonstige Regelungen

Die vorstehend unter lit. d) und lit. e) dieses Tagesordnungs -

punkts 10 aufgeführten Ermächtigungen zur Verwendung eigener

Aktien können ganz oder bezogen auf Teilvolumina der erworbenen

eigenen Aktien einmal oder mehrmals, einzeln oder zusammen, aus-

genutzt werden. Die Ermächtigungen unter vorstehendem lit. d) die-

ses Tagesordnungspunkts 10 können auch durch abhängige oder im

Mehrheits besitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder von

Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder

im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehender Unternehmen ausge-

übt werden. Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. d) bb)

und lit. e) dieses Tagesordnungspunkts 10 enthaltenen Ermächtigun-

gen darf ein anteiliger Betrag in Höhe von 10 % des Grundkapitals

der Gesellschaft nicht überschritten werden, und zwar weder im 

Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese

Ermächtigungen noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächti-
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gungen. Auf die vorgenannte Höchstgrenze von 10 % sind diejeni-

gen Aktien anzurechnen, die aus genehmigtem Kapital und/oder

bedingtem Kapital an Arbeitnehmer und/oder Mitglieder der

Geschäftsführungsorgane der Gesellschaft und/oder mit der Gesell-

schaft verbundener Unternehmen während der Laufzeit dieser

Ermächtigungen ausgegeben werden. 

11. Beschlussfassung über eine Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapi-
talderivaten beim Erwerb eigener Aktien
In Ergänzung zu der unter dem vorangegangenen Tagesordnungs -

punkt 10 dieser Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung soll

die Gesellschaft ermächtigt werden, eigene Aktien auch unter Einsatz

von Eigenkapitalderivaten zu erwerben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu

fassen:

In Ergänzung zu der unter Tagesordnungspunkt 10 dieser Haupt -

v ersammlung beschlossenen Ermächtigung wird der Vorstand bis zum 

7. Juni 2023 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien

bis zu insgesamt 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehen-

den Grundkapitals durch Einsatz von Derivaten (Put- oder Call-Optionen

oder einer Kombination aus beiden) zu erwerben. Die Aktienerwerbe

sind darüber hinaus auf die 10 %-Grenze der gemäß lit. b) bis lit. f) unter

dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 10 von der Hauptver-

sammlung beschlossenen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien

anzurechnen.

a) Bei dem Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten in Form

von Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden

müssen die Optionsgeschäfte mit einem Finanzinstitut oder über die 

Börse zu markt nahen Konditionen abgeschlossen werden, bei deren

Ermittlung unter anderem der bei Ausübung der Optionen zu zahlen-

de Kaufpreis für die Aktien (der „Ausübungspreis“) zu berücksichti-

gen ist. In jedem Fall dürfen unter Einsatz von Derivaten in Form von

Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden maxi-

mal eigene Aktien bis insgesamt 5 % des Grundkapitals erworben

EINLADUNG ZUR ORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG 2018



39

werden. Die Laufzeit der Optionen muss so gewählt werden, 

dass der Aktienerwerb in Ausübung der Optionen spätestens am 

7. Juni 2023 erfolgt. Den Aktionären steht – in entsprechender

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG – ein Recht, derartige 

Optionsgeschäfte mit der Ge sellschaft abzuschließen, nicht zu. Der

Ausübungspreis (ohne Erwerbs nebenkosten, aber unter Berücksichti-

gung der erhaltenen bzw. gezahlten Optionsprämie) darf den volu-

mengewichteten Durchschnittskurses einer Aktie der Gesellschaft im

Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an

den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor Abschluss des betreffen-

den Optionsgeschäfts um nicht mehr als 10 % über- und um nicht

mehr als 20 % unterschreiten.

b) Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur, soweit

die Gesellschaft ihnen gegenüber aus den Derivatgeschäften zur

Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes

Andienungsrecht ist ausgeschlossen.

c) Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Eigenkapi-

talderivaten erworben werden, gelten im Übrigen sinngemäß die

Regelungen, die in der unter dem vorangegangenen Tagesord-

nungspunkt 10 dieser Hauptversammlung beschlossenen Ermächti-

gung enthalten sind.

d) Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbe-

trägen, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesell-

schaft, aber auch durch Konzernunternehmen oder von Dritten für

Rechnung der Gesellschaft oder der Konzernunternehmen ausgeübt

werden.
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II. Angaben zu den zur
Wahl vorge schlagenen 
Aufsichtsratskandidaten 
und Berichte des Vor-
stands an die Hauptver-
sammlung

1.   Angaben zu den unter Tagesordnungspunkt 7 zur Wahl vorgeschla-
genen Aufsichtsratskandidaten

a) Das zur Wahl vorgeschlagene Mitglied des Aufsichtsrats Herr Prof.

Dr. Marcus Englert ist Geschäftsführer der Texas Atlantic Capital

GmbH, München, wohnhaft in München. 

Herr Prof. Dr. Englert ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu bilden-

den Aufsichtsräten oder vergleichbaren in- oder ausländischen Kon-

trollgremien:

–    EDSA European Directories Group, Amsterdam, Niederlande 

(Chairman of the Board)

–    Sixt Leasing SE, Pullach 

(Stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats)

Im Sinne von Ziffer 5.4.1 Abs. 6 bis 8 DCGK wird erklärt:

Herr Prof. Dr. Englert ist seit 2014 Mitglied des Aufsichtsrats der 

Ge sellschaft und seit 2015 Vorsitzender des Aufsichtsrats der Ge -

sellschaft. Darüber hinaus steht Herr Prof. Dr. Englert nach Einschät-

zung des Aufsichtsrats in keinen im Sinne von Ziffer 5.4.1 Abs. 6 bis
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8 DCGK offenzulegenden persönlichen oder geschäftlichen Bezie-

hungen zur Gesellschaft, deren Konzernunternehmen, den Organen

der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft betei-

ligten Aktionär.

Einen Lebenslauf von Herrn Prof. Dr. Englert finden Sie auf der Inter-

netseite der Gesellschaft unter www.rocket-internet.com/investors/

annual-general-meeting.

b) Das zur Wahl vorgeschlagene Mitglied des Aufsichtsrats Herr 

Norbert Lang ist selbständiger Unternehmensberater, wohnhaft in

Waldbrunn/Lahr. 

Herr Lang ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu bildenden Auf-

sichtsräten oder vergleichbaren in- oder ausländischen Kontroll -

gremien:

–    1&1 Telecommunication SE, Montabaur

–    Drillisch Online AG, Maintal

–    1&1 Drillisch AG, Maintal

Im Sinne von Ziffer 5.4.1 Abs. 6 bis 8 des Deutschen Corporate 

Governance Kodex (DCGK) wird erklärt:

Herr Lang ist seit 2015 Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft.

Darüber hinaus steht Herr Lang nach Einschätzung des Aufsichtsrats

in keinen im Sinne von Ziffer 5.4.1 Abs. 6 bis 8 DCGK offenzule -

genden persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zur Gesell-

schaft, deren Konzernunternehmen, den Organen der Gesellschaft

oder einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär.

Einen Lebenslauf von Herrn Lang finden Sie auf der Internetseite 

der Gesellschaft unter www.rocket-internet.com/investors/annual-

general-meeting.
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c) Das zur Wahl vorgeschlagene Mitglied des Aufsichtsrats, Herr Pierre

Louette, ist Vorstandsvorsitzender der Les Echos Le Parisien Group,

LVMH, wohnhaft in Saint-Cloud, Frankreich.

Herr Pierre Louette ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu bildenden

Aufsichtsräten oder vergleichbaren in- oder ausländischen Kontroll-

gremien:

–    Réunion des Musées Nationaux, Paris, Frankreich

Im Sinne von Ziffer 5.4.1 Abs. 6 bis 8 des Deutschen Corporate 

Governance Kodex (DCGK) wird erklärt:

Herr Pierre Louette ist seit 2016 Mitglied des Aufsichtsrats der

Gesellschaft. Darüber hinaus steht Herr Pierre Louette nach Einschät-

zung des Aufsichtsrats in keinen im Sinne von Ziffer 5.4.1 Abs. 6 bis

8 DCGK offenzulegenden persönlichen oder geschäftlichen Bezie-

hungen zur Gesellschaft, deren Konzernunternehmen, den Organen

der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft betei-

ligten Aktionär.

Einen Lebenslauf von Herrn Louette finden Sie auf der Internetseite

der Gesellschaft unter www.rocket-internet.com/investors/annual-

general-meeting.

d) Das zur Wahl vorgeschlagene Mitglied des Aufsichtsrats Herr Prof.

Dr. Joachim Schindler ist selbständiger Wirtschaftsprüfer und Steuer-

berater, wohnhaft in Berlin. 

Herr Prof. Dr. Schindler ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu bilden-

den Aufsichtsräten oder vergleichbaren in- oder ausländischen Kon-

trollgremien:

–    Salzgitter AG, Salzgitter

–    CORE SE, Berlin (Vorsitzender des Aufsichtsrats)
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–    Zoologischer Garten Berlin AG, Berlin

–    Medizinische Hochschule Brandenburg CAMPUS GmbH, 

Neuruppin (Stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats)

Im Sinne von Ziffer 5.4.1 Abs. 6 bis 8 des Deutschen Corporate 

Governance Kodex (DCGK) wird erklärt:

Herr Prof. Dr. Schindler ist seit 2015 Mitglied des Aufsichtsrats der

Gesellschaft und Vorsitzender des Prüfungsausschusses der Gesell-

schaft. Darüber hinaus steht Herr Prof. Dr. Schindler nach Einschät-

zung des Aufsichtsrats in keinen im Sinne von Ziffer 5.4.1 Abs. 6 bis

8 DCGK offenzulegenden persönlichen oder geschäftlichen Bezie-

hungen zur Gesellschaft, deren Konzernunternehmen, den Organen

der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft betei-

ligten Aktionär.

Einen Lebenslauf von Herrn Prof. Dr. Schindler finden Sie auf der

Internetseite der Gesellschaft unter www.rocket-internet.com/

investors/annual-general-meeting.

2.     Bericht des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien aufgrund der
Ermächtigung der Hauptversammlung vom 2. Juni 2017, zu Tagesord-
nungspunkt 10 (Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb
eigener Aktien und zu deren Verwendung, einschließlich der Ermäch-
tigung zur Einziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherab-
setzung) und zu Tagesordnungspunkt 11 (Beschlussfassung über eine
Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapital derivaten beim Erwerb
eigener Aktien)
Der Vorstand erstattet gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, Abs. 3 Satz 1 AktG

bezüglich des Erwerbs eigener Aktien, die aufgrund der Ermächtigung

der Hauptversammlung vom 2. Juni 2017 erworben worden sind sowie

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2

AktG zu Tagesordnungspunkt 10 und Tagesordnungspunkt 11 der

Hauptversammlung über die Gründe für die Ermächtigung zum Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Veräußerung der erwor-

benen eigenen Aktien den folgenden Bericht:
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a) Erwerb eigener Aktien aufgrund der Ermächtigung der Hauptver-
sammlung vom 2. Juni 2017
Aufgrund der bestehenden Ermächtigung gemäß Hauptversamm-

lungsbeschluss vom 2. Juni 2017 mit Laufzeit der Ermächtigung bis

zum 1. Juni 2022 hat der Vorstand ein Aktienrückkaufprogramm 

mit einer Laufzeit vom 14. August 2017 bis zum 30. April 2018

beschlossen (nachstehend „Aktienrückkaufprogramm 2017“). Am

16. April 2018 hat die Gesell schaft das Aktienrückkaufprogramm

2017 zum Ablauf des Handelstages am 16. April 2018 vorzeitig 

beendet. Unter diesem Aktienrückkaufprogramm 2017 hat die Ge -

sellschaft 1.041.167 eigene Aktien der Gesellschaft zum Durch-

schnittspreis von EUR 20,4091 pro Aktie und einem Gesamtpreis von

EUR 21.249.270,35 zurückgekauft. Auf die erworbenen 1.041.167

Aktien entfällt ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insge-

samt EUR 1.041.167,00; dies entspricht ca. 0,63 % des derzeitigen

eingetragenen Grundkapitals der Gesellschaft. Von der bestehen-

den Ermächtigung gemäß Hauptversammlungsbeschluss vom 

2. Juni 2017 zum Einsatz von Derivaten beim Erwerb eigener Aktien

wurde beim Erwerb der eigenen Aktien kein Gebrauch gemacht.

Der Rückerwerb erfolgte zwischen dem 14. August 2017 und dem 

2. Januar 2018.

Am 16. April 2018 hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats

unter Ausnutzung der Ermächtigung durch die Hauptversammlung

vom 2. Juni 2017 beschlossen, maximal bis zu 15.472.912 Aktien der

Gesellschaft (dies entspricht maximal bis zu 9,37 % des eingetrage-

nen Grundkapitals der Gesellschaft) im Rahmen eines öffentlichen

Aktienrückkaufangebots gegen Zahlung eines Angebotspreises in

Höhe von EUR 24,00 zurück zu erwerben. Die Annahmefrist begann

am 17. April 2018, 00:00 Uhr (MESZ) und endet voraussichtlich am 

2. Mai 2018, 24:00 Uhr (MESZ). PLDT Online Investments Pte. Ltd.,

eine Aktionärin der Gesellschaft, hat sich im Rahmen des öffent -

lichen Aktienrückkaufangebots gegenüber der Gesellschaft un -

widerruflich verpflichtet, dieses für mindestens 6.800.000 von ihr

unmittelbar ge haltene Aktien anzunehmen (dies entspricht minde-

stens 67,38 % der von PLDT Online Investments Pte. Ltd. insgesamt

an der Gesellschaft gehaltenen Aktien).
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b) Bericht zu Tagesordnungspunkt 10 und Tagesordnungspunkt 11
Zu Tagesordnungspunkt 10 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor,

die Gesellschaft zu ermächtigen, bis zum 7. Juni 2023 eigene Aktien

der Gesellschaft im Umfang von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der

Beschlussfassung der Hauptversammlung bzw. – falls dieser Wert

geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung

bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Mit dieser Ermächtigung

soll die Möglichkeit von Aktienrückkäufen und der Verwendung der

erworbenen Aktien geschaffen werden. Die Ermächtigung umfasst

auch die Verwendung der eigenen Aktien, die bereits aufgrund der

bestehenden Ermächtigung gemäß Hauptversammlungsbeschluss

vom 2. Juni 2017 erworben wurden. Die eigenen Aktien sollen

sowohl durch die Gesellschaft selbst als auch durch abhängige

oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen

(Konzernunternehmen) oder durch für Rechnung der Gesellschaft

oder für Rechnung von Konzernunternehmen handelnde Dritte

erworben werden können.

Zu Tagesordnungspunkt 11 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor,

der Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien, zusätzlich zu den unter

Tagesordnungspunkt 10 vorgesehenen Möglichkeiten, auch den Ein-

satz von Eigen kapitalderivaten zu ermöglichen.

Der Erwerb der eigenen Aktien kann über die Börse oder im Weg

eines öffentlichen Erwerbs- oder Tauschangebots erfolgen. Bei dem

Erwerb ist der Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre

gemäß § 53a AktG zu wahren. Der vorgeschlagene Erwerb über die

Börse oder im Weg des öffent lichen Erwerbs- oder Tauschangebots

trägt dem Rechnung. Sofern bei einem öffentlichen Erwerbs- oder

Tauschangebot die Anzahl der angedienten Aktien das von der

Gesellschaft vorgesehene Erwerbsvolumen übersteigt, erfolgt der

Erwerb bzw. Tausch quotal nach dem Verhältnis der angedienten

Aktien je Aktionär. Dabei kann jedoch unabhängig von den von dem

Aktionär angedienten Aktien ein bevorrechtigter Erwerb bzw. Tausch

geringer Stückzahlen bis zu 100 Aktien je Aktionär vorgesehen wer-

den. Aktien mit einem vom Aktionär festgelegten Andienungspreis, 

zu dem der Aktionär bereit ist, die Aktien an die Gesellschaft zu ver-
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äußern, und der höher ist als der von der Gesellschaft festgelegte

Kaufpreis, werden bei dem Erwerb nicht berücksichtigt; dies gilt ent-

sprechend bei einem vom Aktionär festgelegten Tauschverhältnis,

bei dem die Gesellschaft für Aktien der Gesellschaft mehr Tausch -

aktien als beim von der Gesellschaft festgelegte Tauschverhältnis 

liefern und übertragen müsste.

aa)   Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass erworbene

eigene Aktien ohne einen weiteren Hauptversammlungsbe-

schluss eingezogen werden können oder aber über die Börse

oder im Wege eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre

wieder veräußert werden können. Die Einziehung der eigenen

Aktien führt grundsätzlich zur Herabsetzung des Grundkapitals

der Gesellschaft. Der Vorstand wird aber auch ermächtigt, die

eigenen Aktien ohne Herabsetzung des Grundkapitals gemäß

§ 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG einzuziehen. Dadurch würde sich der

Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3

AktG (rechnerischer Nennbetrag) anteilig erhöhen. Bei den

beiden genannten Veräußerungswegen wird der aktienrechtli-

che Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt.

bb)  Am 8. September 2014 hat die außerordentliche Hauptver-

sammlung Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktienoptionen

an Herrn Oliver Samwer, an weitere Mitglieder des Vorstands

und an ausgewähl te Führungskräfte der Gesellschaft und 

verbundener Unternehmen der Gesellschaft beschlossen. 

Die zugrunde liegenden Aktienoptions programme – das

Aktienoptions programm 2014/II in der durch die Haupt -

versammlung vom 2. Juni 2017 geänderten Fassung – (nach-

stehend „Aktien optionsprogramme 2014“) dienen der

zielgerichteten Incentivierung der Programmteilnehmer und

sollen gleichzeitig die Teilnehmer an die Gesellschaft binden.

Die Aktienoptionspro gramme 2014 sehen vor, dass während

der Laufzeit der Programme bis zu 10.546.825 Aktienoptionen

auf bis zu 10.546.825 auf den Inhaber lautende Stückaktien 

der Gesellschaft an Programmteilnehmer gewährt werden (im

Falle der Bedienung von Aktienoptionen von Mitgliedern des

EINLADUNG ZUR ORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG 2018



47

Vorstands der Gesellschaft entscheidet der Aufsichtsrat). Es ist

vorgesehen, dass die Gesellschaft neben Aktien aus dem

bedingten Kapital (insbesondere dem Bedingten Kapital

2014/I und dem Bedingten Kapital 2014/II) eigene Aktien zur

Bedienung ausgegebener Aktienoptionen verwenden können

soll. Die Übertragung eigener Aktien anstelle der Inanspruch-

nahme eventuell ebenfalls zur Verfügung stehender bedingter

Kapitalia kann eine wirtschaftlich sinnvolle Alternative sein, da

sie den mit einer Kapitalerhöhung und der Zulassung neuer

Aktien verbundenen Aufwand sowie den sonst eintretenden

Verwässerungseffekt großenteils vermeidet. Der Bezugsrechts-

ausschluss liegt damit grundsätzlich im Interesse der Gesell-

schaft und ihrer Aktionäre. Diese Ermächtigung ist auf einen

anteiligen Betrag des Grund kapitals in Höhe von 10 % des

Grundkapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Haupt-

versammlung über diese Ermächtigung oder – falls dieser

Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermäch-

tigung begrenzt. Auf diese Höchst grenze von 10 % sind dieje-

nigen Aktien anzurechnen, die aus genehmigtem Kapital

und/oder bedingtem Kapital während der Laufzeit dieser

Ermächtigung an Arbeitnehmer und/oder Mitglieder der

Geschäftsführungsorgane der Gesellschaft und/oder mit der

Gesellschaft verbundener Unternehmen ausgegeben werden.

cc)    Außerdem soll es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-

rats möglich sein, eigene Aktien als Gegenleistung im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder als Ge -

genleistung beim Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unter-

nehmens -teilen oder Beteiligungen anbieten und übertragen

zu können. Die aus diesem Grund vor geschlagene Ermächti-

gung soll die Gesellschaft im Wettbewerb um interessante

Akquisitions objekte stärken und ihr ermöglichen, schnell, flexi-

bel und liquiditätsschonend auf sich bietende Gelegenheiten

zum Erwerb zu reagieren. Dem trägt der vorgeschlagene 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Die 

Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus

einem genehmigten Kapital genutzt werden, trifft der Vor-
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stand, wobei er sich allein vom Interesse der Gesellschaft und

der Aktionäre leiten lässt. Bei der Bewertung der eigenen

Aktien und der Gegenleistung hierfür wird der Vorstand sicher-

stellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen

gewahrt werden. Dabei wird der Vorstand den Börsenkurs der

Aktie der Gesellschaft berücksichtigen; eine schematische

Anknüpfung an einen Börsenkurs ist nicht vorgesehen, insbe-

sondere damit einmal erzielte Verhandlungsergebnisse durch

Schwankungen des Börsenkurses nicht wieder infrage gestellt

werden können.

dd)   Die erworbenen eigenen Aktien sollen vom Vorstand mit

Zustimmung des Aufsichtsrats auch gegen Barleistung unter

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte veräußert

werden können, sofern der Veräußerungspreis je Aktie den 

Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser

Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in

ent sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

zugelassenen Möglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsaus-

schlusses Gebrauch gemacht. Dadurch wird der Vorstand in

die Lage versetzt, schnell und flexibel die Chancen günstiger

Börsensituationen zu nutzen und durch eine marktnahe Preis-

festsetzung einen möglichst hohen Wiederverkaufspreis zu

erzielen und damit regelmäßig eine Stärkung des Eigenkapi-

tals zu erreichen oder neue Investorenkreise zu erschließen.

Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Aus-

schluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 

10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar

weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch zum Zeitpunkt

der Ausnutzung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind

diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 

der Wiederveräußerungsermächtigung in direkter oder ent-

sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus -

gegeben werden. Hierunter fallen auch die Aktien, die zur

Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen

oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten aus-
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gegeben werden oder auszugeben sind, soweit diese Schuld-

verschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung

bis zu diesem Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss entspre-

chend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert

werden. Die Ver mögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktio-

näre werden bei diesem Weg der Veräußerung eigener Aktien

angemessen gewahrt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die

Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote zu vergleichbaren Bedin-

gungen durch einen Kauf von Aktien über die Börse aufrecht-

zuerhalten.

ee)   Der Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten in Form

von Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination aus bei-

den darf nur über Optionsgeschäfte mit einem Finanzinstitut

oder über die Börse zu marktnahen Konditionen erfolgen. Zur

Vermeidung eines Verwässerungseffekts ist der Erwerb eige-

ner Aktien unter Einsatz von Derivaten in Form von Put- oder 

Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden zudem auf

maximal eigene Aktien bis insgesamt 5 % des Grundkapitals

beschränkt, wobei die durch Derivate erworbenen eigenen

Aktien auf die Maximalgrenze von 10 % des Grundkapitals der

Gesellschaft beim Erwerb und dem Bestand eigener Aktien

anzurechnen sind.

ff)     Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien auch zur Be -

dienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien

der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit Wandel- oder

Optionsschuldver schreibungen oder Genussrechten mit Wand-

lungs- oder Optionsrechten verwenden können, die von der

Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften ausge -

geben wurden. Hierzu muss das Bezugsrecht der Aktionäre

ausgeschlossen sein. Dies gilt auch im Fall einer Veräußerung

eigener Aktien durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre

für die Möglichkeit, den Gläubigern solcher Instrumente eben-

falls Bezugsrechte auf die Aktien in dem Umfang zu gewähren, 

wie es ihnen zustünde, wenn die jeweiligen Wandlungs- oder

Optionsrechte bereits ausgeübt worden wären (Verwässe-
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rungsschutz). Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass

die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien

insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen,

und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch zum

Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Auf diese Begren-

zung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der

Laufzeit der Wiederveräußerungsermächtigung in direkter

oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben oder veräußert werden. Hierunter fallen auch die

Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuld -

verschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder

Optionsrecht ausgegeben werden oder auszugeben sind,

soweit diese Schuldverschreibungen während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung bis zu diesem Zeitpunkt unter Bezugs-

rechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-

gegeben werden.

Der Vorstand wird in den nächsten Hauptversammlungen jeweils

nach § 71 Abs. 3 Satz 1 AktG über eine etwaige Ausnutzung dieser

Ermächtigung berichten.

***
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III. Weitere Angaben 
zur Einberufung

1.   Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte
Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung hat die Gesell-

schaft 165.140.790 auf den Inhaber lautende Stückaktien ausgegeben.

Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. In dieser Gesamtzahl der Aktien

sind zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Einladung 1.041.167

eigene Aktien der Gesellschaft enthalten, aus denen der Gesellschaft

gemäß § 71b AktG keine Rechte zustehen. Die Gesamtzahl der Stimm-

rechte beträgt zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Einladung

somit 164.099.623.

2.     Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und
die Ausübung des Stimmrechts
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts in der Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre berech-

tigt, die sich vor der Hauptversammlung rechtzeitig angemeldet und

ihren Aktienbesitz nach gewiesen haben. Der Nachweis des Aktienbe -

sitzes ist durch Vorlage eines in Textform (§ 126b BGB) in deutscher

oder englischer Sprache durch das depotführende Institut erteilten

besonderen Nachweises über den Aktienbesitz bei der Gesellschaft zu

erbringen. Der besondere Nachweis über den Aktienbesitz bei der

Gesellschaft hat sich auf den Beginn des 18. Mai 2018 (00:00 Uhr MESZ)

(nachstehend „Nachweisstichtag“) zu beziehen.

Die Anmeldung und der besondere Nachweis des Aktienbesitzes 

müssen der Gesellschaft spätestens bis zum Ablauf des 1. Juni 2018

(24:00 Uhr MESZ) unter einer der folgenden Kontaktmöglichkeiten zu -

gehen:
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Den zur Teilnahme berechtigten Personen werden nach erfolgreicher

Anmeldung Eintrittskarten übersandt.

3.    Bedeutung des Nachweisstichtags
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Versamm-

lung und für die Ausübung des Stimmrechts nur als Aktionär, wer den

besonderen Nachweis über den Aktienbesitz erbracht hat. Die Berech-

tigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich

dabei ausschließlich nach dem Aktienbesitz des Aktionärs zum Nach-

weisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Ver-

äußerbarkeit des Aktienbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen

oder teilweisen Veräußerung des Aktienbesitzes nach dem Nachweis -

stichtag ist für die Berechtigung zur Teilnahme und den Umfang des

Stimmrechts ausschließlich der Aktienbesitz des Aktionärs zum Nach-

weisstichtag maßgeblich, d. h. Veräußerungen von Aktien nach dem

Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung 

zur Teilnahme an der Hauptversammlung und auf den Umfang des

Stimmrechts. Entsprechendes gilt für den Zuerwerb von Aktien nach dem

Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine

Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind für diese zu -

erworbenen und von ihnen gehaltenen Aktien nur teilnahme- und stimm-

berechtigt, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung

ermächtigen lassen. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die

Dividendenberechtigung.

Rocket Internet SE oder per Telefax:
c/o Link Market Services GmbH +49 (0) 89 210 27 289

Landshuter Allee 10

80637 München oder per E-Mail:
Deutschland inhaberaktien@linkmarketservices.de
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4.  Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte
Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen

können oder möchten, können sich bei der Ausübung ihrer Rechte, 

insbesondere des Stimmrechts, auch durch Bevollmächtigte, z. B. ein

Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person ihrer

Wahl, vertreten lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Per-

son, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückwei-

sen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-

mächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b

BGB). Wird ein Kreditinstitut, ein nach § 135 Abs. 10 in Verbindung 

mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestelltes Institut oder Unternehmen, eine

Aktionärsvereinigung oder eine Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG

bevollmächtigt, so können abweichende Regelungen bestehen, die je -

weils bei diesen zu erfragen sind.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, von der Gesellschaft be -

nannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter zur Ausübung ihres

Stimmrechts zu bevollmächtigen. Die von der Gesellschaft benannten

Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht ausschließlich auf der Grund-

lage der vom Aktionär erteilten Weisungen aus und haben das Recht,

Untervollmacht zu erteilen. Die Vollmacht an die von der Gesellschaft

benannten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso wie die Erteilung von

Weisungen der Textform (§ 126b BGB). Soweit keine ausdrückliche oder

eine widersprüchliche oder unklare Weisung erteilt worden ist, werden

sich die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bei dem

jeweiligen Tagesordnungspunkt der Stimme enthalten. Die von der

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nehmen weder im Vorfeld

der Hauptversammlung noch während der Hauptversammlung Aufträge

zu Wortmeldungen, zum Einlegen von Widersprüchen gegen Haupt -

versammlungsbeschlüsse oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen

entgegen. 

Ein Formular für die Erteilung von Vollmachten sowie das Vollmachts-

und Weisungsformular für die von der Gesellschaft benannten

Stimmrechtsve r treter erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintritts-
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karte. Entsprechende Formulare sind zudem auf der Internetseite der

Gesellschaft unter www.rocket-internet.com/investors/annual-general-

meeting zugänglich. Möglich ist es aber auch, eine Vollmacht in ande-

rer Weise zu erteilen; diese muss aber ebenfalls der Textform 

(§ 126b BGB) genügen, wenn weder ein Kreditinstitut noch ein nach 

§ 135 Abs. 10 in Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestelltes 

Institut oder Unternehmen, eine Aktionärsvereinigung oder eine Person

im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG bevollmächtigt werden.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis einer gegen-

über einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs

gegenüber der Gesellschaft sowie das Vollmachts- und Weisungsformu-

lar für die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können

auf einem der folgenden Wege an die Gesellschaft übermittelt werden:

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis einer gegen-

über einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs

gegenüber der Gesellschaft können auch am Tag der Hauptversamm-

lung an der Einlasskontrolle erfolgen. Vollmachten zur Ausübung des

Stimmrechts nebst Weisungen an die von der Gesellschaft benannten

Stimmrechtsvertreter müssen der Gesellschaft, sofern sie nicht in der

Hauptversammlung erteilt, geändert oder widerrufen werden, bis späte-

stens zum 7. Juni 2018, 16:00 Uhr (MESZ), unter einer der vorstehenden

Kontaktmöglichkeiten zugehen. 

Rocket Internet SE oder per Telefax:
c/o Link Market Services GmbH +49 (0) 89 210 27 289

Landshuter Allee 10

80637 München oder per E-Mail:
Deutschland inhaberaktien@linkmarketservices.de
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Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmeldung und Nachweis

des Aktienbesitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bestim-

mungen erforderlich. Dies schließt – vorbehaltlich der genannten Frist

für die Erteilung einer Vollmacht und Weisung an die von der Gesell-

schaft benannten Stimmrechtsvertreter – eine Erteilung von Vollmachten

nach Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes nicht aus. 

5.    Rechte der Aktionäre gemäß Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50
Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß
Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG
Aktionäre, deren Anteile zusammen fünf Prozent des Grundkapitals oder

den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000

Stückaktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die

Tagesordnung der Hauptversammlung gesetzt und bekannt gemacht

werden. Dieses Quorum ist gemäß Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO in

Verbindung mit § 50 Abs. 2 SEAG für Ergänzungsverlangen der Aktio -

näre einer Europäischen Gesellschaft (SE) erforderlich. § 50 Abs. 2 

SEAG entspricht dabei inhaltlich der Regelung des § 122 Abs. 2 AktG. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschluss-

vorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der

Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage

vor der Hauptversammlung, also spätestens bis zum Ablauf des 

8. Mai 2018 (24:00 Uhr MESZ), zugehen. Wir bitten, entsprechende Ver-

langen an folgende Adresse zu richten:

Rocket Internet SE
- Vorstand - 

Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, Deutschland
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Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit

dies nicht bereits mit der Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach

Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und 

solchen Medien zur Ver öffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausge-

gangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Euro-

päischen Union verbreiten. Sie wer den außerdem auf der Internetseite

der Gesellschaft unter www.rocket-internet.com/investors/annual-

general-meeting zugänglich gemacht und den Aktionären gemäß § 125

Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt.

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1,
127 AktG
Aktionäre können Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand

und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung gemäß

§ 126 Abs. 1 AktG sowie Vorschläge zu Wahlen gemäß § 127 AktG 

übersenden. Gegenanträge müssen mit einer Begründung versehen

sein; Wahlvorschläge brauchen nicht begründet zu werden. Gegenan-

träge und Wahlvorschläge sind ausschließlich an eine der folgenden

Kontaktmöglichkeiten zu richten:

Rocket Internet SE
- Vorstand - 

Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, Deutschland

oder per Telefax an die Telefaxnummer:
+49 (0) 30 300 13 18 99

oder per E-Mail an: 
hauptversammlung@rocket-internet.de
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Anderweitig adressierte Anträge oder Wahlvorschläge werden nicht

berück sichtigt. 

Rechtzeitig, d. h. bis zum Ablauf des 24. Mai 2018 (24:00 Uhr MESZ),

unter einer der vorstehenden Kontaktmöglichkeiten eingegangene und

zugänglich zu machende Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden

den Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs sowie der

Begründung auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.rocket-

internet.com/investors/annual-general-meeting unverzüglich zugänglich

gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls

dort veröffentlicht. 

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begründung

bzw. eines Wahlvorschlags kann die Gesellschaft unter den in § 126

Abs. 2 AktG (in Verbindung mit § 127 Satz 1 AktG) genannten Vor -

aussetzungen absehen. Die Begründung eines Gegenantrags bzw. die

etwaige Begründung eines Wahlvorschlags braucht beispielsweise nicht

zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 

Zeichen beträgt. Einen Wahlvorschlag braucht der Vorstand nach § 127

Satz 3 AktG auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag

nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG und § 125 Abs. 1 

Satz 5 AktG enthält. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge,

auch wenn sie der Gesellschaft fristgerecht übermittelt worden sind, in

der Hauptversammlung nur dann Beachtung finden, wenn sie dort ge -

stellt bzw. unterbreitet werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, 

während der Hauptversammlung Gegenanträge zu den verschiedenen

Tagesordnungspunkten oder Wahlvorschläge auch ohne vorherige

Über mittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.
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Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG
Jedem Aktionär oder Aktionärsvertreter ist auf Verlangen in der Haupt-

versammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Ge -

sellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des

Ge genstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht

erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen

der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des

Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unterneh-

men. Von einer Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand aus

den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Gründen absehen (z. B. keine

Offen legung von Geschäftsgeheimnissen). 

6.    Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft
Diese Einberufung der Hauptversammlung, die zugänglich zu machen-

den Unterlagen und Anträge oder Wahlvorschläge der Aktionäre 

sowie weitere Informationen sind auch über die Internetseite der Gesell-

schaft unter www.rocket-internet.com/investors/annual-general-meeting

zugänglich. 

7.    Datenschutzrechtliche Betroffeneninformation für Aktionäre und Ak -
tionärsvertreter
Die Gesellschaft verarbeitet als verantwortliche Stelle im Sinne von 

Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-Grundverordnung („DS-GVO“) personenbezoge-

ne Daten (Name und Vorname, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienan -

zahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und Nummer der Eintrittskarte;

gegebenenfalls Name und Vorname des vom jeweiligen Aktionär be -

vollmächtigten Aktionärsvertreters) auf Grund lage der in Deutschland

geltenden Datenschutzbestimmungen, um den Aktio nären die Ausübung

ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu ermöglichen. Die

Gesellschaft wird vertreten durch die Mitglieder ihres Vorstands, den

Herren Oliver Samwer, Peter Kimpel und Alexander Kudlich. Sie er -

reichen die Gesellschaft unter folgenden Kontaktmöglichkeiten:
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Rocket Internet SE
- Vorstand - 

Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, Deutschland

oder per Telefon unter:
+49 (0) 30 300 13 18 00

oder per Telefax unter: 
+49 (0) 30 300 13 18 99

oder per E-Mail unter: 
info@rocket-internet.com

Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionären im

Rahmen der Anmeldung zur Hauptversammlung angegeben wurden,

übermittelt die ihr Depot führende Bank deren personenbezogenen

Daten an die Gesellschaft. Die Verarbeitung der personenbezogenen

Daten der Aktionäre und Aktionärsver treter erfolgt ausschließlich für 

die Abwicklung ihrer Teilnahme an der Hauptversammlung und auch

insoweit nur in dem zur Erreichung dieses Zwecks zwingend erforder -

lichen Maße. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 

lit. (c) DS-GVO. Die Gesellschaft speichert diese personenbezoge -

nen Daten für einen Zeitraum von zehn (10) Jahren beginnend mit dem

Ende des Jahres, in dem die Hauptversammlung stattfand.

Die Dienstleister der Gesellschaft, die zum Zwecke der Ausrichtung der

Hauptversammlung beauftragt werden, erhalten von der Gesellschaft

nur solche personenbezogenen Daten, die für die Ausführung der beauf-

tragten Dienstleistung erforderlich sind und verarbeiten die Daten aus-

schließlich nach Weisung der Gesellschaft.
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Hinsichtlich der Übermittlung personenbezogener Daten an Dritte im

Rahmen der Bekanntmachung von Aktionärsverlangen auf Ergänzung

der Tagesordnung sowie von Gegenanträgen oder Wahlvorschlägen

von Aktionären wird auf die Erläuterungen in Abschnitt III.5. verwiesen.

In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten können die

Aktionäre und Aktionärsvertreter von der von der Gesellschaft Auskunft

über ihre personenbezogenen Daten gemäß Art. 15 DS-GVO, Berichti-

gung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 16 DS-GVO, Löschung

ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 17 DS-GVO, Einschränkung

der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 18 

DS-GVO und Übertragung bestimmter personenbe zogener Daten auf

sie oder einen von ihnen benannten Dritten (Recht auf Datenüber -

tragbarkeit) gemäß Art. 20 DS-GVO verlangen.

Diese Rechte können die Aktionäre und Aktionärsvertreter gegenüber

der Gesellschaft unentgeltlich über eine der folgenden Kontaktmöglich-

keiten geltend machen:

Rocket Internet SE
Christian Lasch, Datenschutzbeauftragter

Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, Deutschland

oder per E-Mail: 
christian.lasch@rocket-internet.de
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Zudem steht den Aktionären und Aktionärsvertretern gemäß Art. 77 

DS-GVO ein Beschwerderecht bei der Datenschutzaufsichtsbehörde ent -

weder des (Bundes-)Landes, in dem sie ihren Wohnsitz oder ständigen

Aufenthaltsort haben, oder des Bundeslandes Berlin, in dem die Gesell-

schaft ihren Sitz hat, zu.

Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter:

Rocket Internet SE
Christian Lasch, Datenschutzbeauftragter

Charlottenstraße 4, 10969 Berlin, Deutschland

oder per E-Mail: 
christian.lasch@rocket-internet.de

Berlin, im Mai 2018

Rocket Internet SE

Der Vorstand
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Anfahrtsplan

Anschrift

Rocket Internet SE

Charlottenstraße 4

10969 Berlin

Deutschland

Öffentliche Verkersmittel

U-Bahn:

Kochstraße / Checkpoint CharlieU6 M29

Bus:

Charlottenstraße

U
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